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Anlage 6 zur GRDrs 773/2011
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	61-2.3
61235000
	Amt für 

Stadtplanung und 

Stadterneuerung
	EG 13
	Landschaftsplaner/in
	1,0
	KW 01/2014


	79.600


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer Stelle für Landschaftsplaner/innen für die Bearbeitung

1. der gesetzlichen Aufgaben Eingriffsregelung, Umweltprüfung, Grünordnungsplanung und Artenschutz in der Bauleitplanung

2. Bearbeitung bislang nicht wahrgenommener gesetzlicher Aufgaben

3. von planerisch-konzeptionellen Aufgaben, wie die Entwicklung von planerischen Strategien zur Klimaanpassung, die Erstellung von Rahmenplänen für die Halbhöhenlagen Neckartal und Feuerbacher Tal, die Bearbeitung des Freiraumkonzeptes, die Erstellung der Konzeption für die Bewerbung zu einer internationalen Gartenschau sowie von Projekten in Zusammenhang mit den Landschaftsparkprojekten Neckar und Filder.

2
Schaffungskriterien

Erfüllung zwingender gesetzlicher Vorschriften, vom Gemeinderat beschlossene erweiterte Aufgaben sowie Aufgabenmehrung, die durch andere Maßnahmen nicht mehr aufgefangen werden kann.

Es handelt sich um neue gesetzliche Aufgaben (insbes. Novellierung Bundesnaturschutzgesetz in 2007 und 2010 sowie Novellierung der LBO in 2010), die zwingend zu erfüllen sind und in Zusammenhang mit laufenden Bauleitplanverfahren stehen. Darüber hinaus sind Beschlüsse des Gemeinderates und Zusagen des OB umzusetzen.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Aufgrund Gesetzesnovellierungen (zuletzt insbesondere durch Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes in 2007 und 2010 sowie der LBO in 2010) und die fortlaufende Rechtsprechung insbesondere des Bundesverwaltungsgerichtes hat sich das Natur-, Artenschutz- und Umweltrecht deutlich verschärft und in Umfang und Komplexität erheblich ausgeweitet. Sowohl die Belange des besonderen und strengen Artenschutzes einschließlich Konzeption, Planung und Finanzierung von vorgezogenen Artenschutzmaßnahmen (§ 44 und § 45 BNatSchG) als auch die Ermittlung und Bewältigung der mit der Planung verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft (§ 1a BauGB i. V. m. §§ 14-18 BNatSchG sowie sowie § 5, § 9, § 9 (1) a, § 11, § 135a und § 200a BauGB) sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen abschließend zu regeln. Grünordnungspläne sind aufzustellen, insbesondere wenn wesentliche Veränderungen im Stadtgebiet vorgesehen sind oder erwartet werden (§ 11 BNatSchG i. V. m. § 9 BNatSchG).
Seit der verbindlichen Einführung der Umweltprüfung in die Bauleitplanung ist für jeden Bebauungsplan ein Umweltbericht zu erstellen (§ (1) 6 Nr. 7 BauGB, § 2 (4) BauGB, § 2a BauGB, § 4c BauGB und Anlage 1 zum BauGB), in dem die Auswirkungen der Planungen auf die Schutzgüter Mensch, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft sowie Kultur- und sonstige Sachgüter zu prüfen sind. Die Umweltberichte sind je nach Verfahrensstand anzupassen und fortzuschreiben. Die Einführung des § 13a in das Baugesetzbuch führte in Bezug auf die Umweltbelange nicht zu der erhofften Arbeitsentlastung, da die Umweltbelange auch bei beschleunigten Verfahren zwar nicht wie in einem Umweltbericht formalisiert, so doch vollinhaltlich in der Begründung abzuarbeiten und in die Abwägung einzustellen sind.

Aufgrund fehlenden Personals werden die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben wie die Fertigstellung des Landschaftsplans (§ 11 BNatSchG i. V. m. § 9 BNatSchG), die Erstellung von Grünordnungsplänen (§ 11 BNatSchG i. V. m. § 9 BNatSchG) oder Vollzugskontrollen in Zusammenhang mit Auflagen von Baugenehmigungen vernachlässigt, die Fristen nach LBO können nur noch in Ausnahmefällen eingehalten werden.
Nicht erledigt werden können folgende Beschlüsse und Anträge:
· Umfassender Fachbeitrag für ein städtebaulich-stadtkökologisches Dichtekonzept als planerische Grundlage für die Erstellung eines Klimaanpassungskonzeptes (GRDrs 954/2010 und Antrag 233/2010)

· Entwicklung Maßnahmenkonzept Langes Feld (Antrag 8/2010, UTA 9.2.2010, Niederschrift 48/2010)

· Erstellung einer Freiraumkonzeption in Zusammenhang mit dem Landwirtschaftskonzept (Antrag 190/2008, GRDrs 338/2008, WA Niederschrift 73/2008)

· Erarbeitung einer Konzeption für die Bewerbung um eine internationale Gartenschau / Bundesgartenschau in Zusammenhang mit dem Städtebauprojekt S21 und den Erweiterungen der Schlossgärten (Anträge 148/2009, 145/2007, 137/2004)

· Erstellung eines Grünkonzeptes entlang von Straßen als Biofilter zu angrenzenden öffentlichen Räumen zur Senkung der Feinstaubbelastung (Antrag 136/2008)

· Erstellung von Rahmenplänen für die Halbhöhenlagen Neckartal und Feuerbacher Tal (Antrag 437/2007)

Unerledigt bleiben bzw. nur mit großem zeitlichem Verzug können folgende Aufgaben erledigt werden:
· Erstellung eines Fachbeitrags „Freiraum“ zum Strukturkonzept Nord

· Realisierung der Konzeption Plätze, Parks und Panoramen
· Bei folgenden Bebauungsplanverfahren kommt es aufgrund von unzureichenden Personalressourcen derzeit zu Verzögerungen bei der Bearbeitung der Themenkomplexe Eingriffsregelung, Artenschutz, Umweltprüfung: Rosensteintunnel, Mittlere Wohlfahrt, Langenäcker-Wiesert, Schafhaus, Neckarpark

· Kompensationsflächenmanagement (Ausgleichsflächenpool), Realisierung vorgezogener Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Ausgleichsmaßnahmenpool), Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen/Ökokonto nach Baugesetzbuch und Naturschutzgesetz (GRDrs. 1098/2009, Anträge 460/2009, 382/2009, 225/2008, 402/2008, 476/2008; UTA 29.09.2009/Niederschrift 402/20, UTA 16.12.2008/Niederschrift 590/2008 , UTA 1.12.2009/Niederschrift 557/2009)

· Konzeption Filderpark / Mitwirkung bei der interkommunalen Rahmenplanung „Landschaftsraum Filder“ (UTA 6.7.2010/Niederschrift 258/2010, Antrag 305/2007, UTA 23.10.2007/Niederschrift 514/2007)

· Entwicklung und Realisierung von Maßnahmen des Landschaftsparks Neckar in Zusammenhang mit der Konzeption „Stadt am Fluss“ und der Entwicklung des Neckarparks (Anträge 390/2008, 223/2008 306/2007,  UTA 23.10.2007/Niederschrift 515/2007, UTA 21.10.2008/Niederschrift 486/2008,  Haushaltsantrag 380/2009)

· Erstellung des Entwicklungskonzeptes für die Vördere (Antrag 49/2007)

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die erhebliche Bedeutungszunahme und Verschärfung des deutschen und europäischen Natur-, Artenschutz- und Umweltrechtes ging einher mit einer deutlichen Zunahme von Bebauungsplanverfahren und Stellungnahmeersuchen zu Bauanträgen. Die mit der Novellierung der LBO im Jahre 2010 verbundenen Vereinfachungen führten zwar zu einer Verkürzung der zulässigen Bearbeitungsfristen, jedoch nicht zu einer Arbeitserleichterung, da die maßgebliche Fachgesetzgebung des Natur-, Artenschutz- und Umweltrechtes nicht vereinfacht wurde.

Diese erhebliche Arbeitsvermehrung konnte bisher nur durch die Anordnung von Überstunden sowie die Nichterfüllung anderweitiger dienstlicher Pflichten aufgefangen werden. Insgesamt wurden in diesem Zusammenhang von den betroffenen Mitarbeitern mehr als 1.600 Mehrarbeitsstunden geleistet, deren Abbau nahezu nicht umsetzbar ist. Ein weiterer Anstieg der Überstunden konnte im Rahmen der Personalverantwortung nur dadurch vermieden werden, dass Aufgaben gestrichen bzw. deren Erledigung auf unbestimmte Zeit verschoben wurden (siehe 3.1).

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Ohne die beantragten Stellenschaffungen sind erhebliche Verzögerungen bei der Bearbeitung von Bebauungsplänen sowie von Baugesuchen und die damit verbundene Nichteinhaltung gesetzlicher Fristen unvermeidbar. In der Konsequenz würde sich der Bearbeitungszeitraum von Bebauungsplanverfahren um bis zu einem Jahr verlängern. Aufgrund von Zeitmangel unzulänglich durchgeführte Prüfungen würden zu einem unverhältnismäßig hohen Rechtsrisiko führen. Nicht fristgerechte Bearbeitung von Baugesuchen, verzögerte B-Planverfahren sowie erhöhtes Rechtsrisiko haben negative Auswirkungen auf für die Stadt bedeutsame investitionsrelevante Projekte.
Gesetzlich vorgeschriebene Aufgaben wie die Erstellung von Grünordnungsplänen , die Vollzugskontrollen in Zusammenhang mit Baugenehmigungen sowie Aufträge des Gemeinderates (vgl. 3.1) können weiterhin nicht erfüllt werden.

4 Stellenvermerke

Die Stelle wird mit dem Vermerk „kw 01/2014“ geschaffen.
